
Annette Schavan / Ronald  Pofalla 

Unternehmen sollen weitere 
Ausbildungsplätze schaffen 

Auch im Sommer 2006 feh- 
len in Deutschland über 

30.000 Ausbildungsplätze. 

Deshalb will die CDU mit 
der Aktion „Jobstarter" das 

Thema Ausbildungsplätze in 
den Kreisverbänden und 
Wahlkreisen in den Blick- 
Punkt rücken und dort ge- 
meinsam   mit   Kommunen, 

Unternehmern und Berufs- 

schulen neue Lehrstellen 
aktivieren. Wir wollen dazu 
beitragen, dass alle ausbil- 
dungsfähigen jungen Men- 

schen einen Ausbildungs- 
platz finden. Denn die du- 
ale Ausbildung ist ein ent- 

scheidender Erfolgsfaktor 
für gute 
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Zukunftsperspektiven 
junger Menschen. 

Wir packen in der CDU 
mit an und werden in unse- 
ren 360 Kreisverbänden, fast 
12.000 Ortsverbänden und 
mit unseren 180 Bundes- 
tagsabgeordneten in den 

Wahlkreisen für zusätzliche 
Lehrstellen werben und auch 
die Verantwortung von Un- 
ternehmern für die Schaf- 

fung von Ausbildungsplät- 
zen einfordern. Wir können 
nicht akzeptieren, dass tau- 
sende junger Menschen kei- 

ne Lehrstellen finden und 
damit schon beim Start ins 

Berufsleben nicht Fuß fassen 
können. 

Die Große Koalition ver- 
bessert die Senkung des Bei- 

trages zu Arbeitslosenver- 
sicherung, der Erbschafts- 
und Unternehmenssteuer- 
reform sowie dem Neuan- 
fang beim Bürokratieabbau 
die Rahmenbedingungen für 
Unternehmen nachhaltig. 
Die CDU fordert die Wirt- 
schaft auf, die anziehende 
Konjunktur zu nutzen und 
über den kurzfristigen Be- 
darf hinaus Lehrstellen zu 
schaffen, um in die Zukunft 
junger Menschen zu inves- 
tieren. 

Annette Schavan ist 
stellvertretende CDU-Vor- 

sitzende und Bundesminis- 
terin für Bildung und For- 
schung, Ronald Pofalla ist 
der Generalsekretär der CDU 
Deutschlands. 

AKTIONEN VOR ORT 

Auch im Sommer 2006 fehlen in Deutschland Ausbildungs- 
plätze. Die CDU nimmt sich dieses Themas an. Durch Aktio- 
nen vor Ort wird die CDU das Problem thematisieren, Ursa- 
chen ermitteln und versuchen, Lösungen zu finden und Hil- 
fe zu geben. 

Die CDU kann in dieser Situation Moderator, Mittler, 
Helfer oder Unterstützer sein. Um die Verbände zu unter- 
stützen, hat die CDU-Bundesgeschäftsstelle einen Leitfaden 
mit Aktionsvorschlägen für die Arbeit vor Ort erarbeitet. 
Diesen finden Sie neben einem Musterbrief im CDU-Mitglie- 
dernetz unterwww.cdunet.de 
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Arbeitsplatz-Offensive 

Bundestagsfraktion on „Job-Tour" 
Zum Auftakt einer bundes- 
weiten Aktion für mehr 

betriebliche Ausbildungs- 
plätze hat der Vorsitzen- 
de der Bundestagsfraktion 
Volker Kauder zusammen 
mit weiteren Bundestags- 
abgeordneten das Rolls 
Royce-Werk im branden- 
burgischen Dahlewitz be- 
sucht. 

Kauder lobte die über- 
durchschnittliche Ausbil- 
dungsquote des Triebwerk- 
herstellers Rolls Royce, der 
in Ostdeutschland das größ- 
te Luftfahrtunternehmen 
ist. Im gewerblichen Bereich 
beginnen dort pro Jahr zehn 

Fluggerätemechaniker ihre 
Ausbildung. Drei wollen den 
Beruf des Industriekauf- 
manns bzw. der Industrie- 
kauffrau ergreifen. Im ge- 
werblichen Bereich beträgt 
die Ausbildungsquote 11,6 
Prozent und liegt damit weit 
über dem Durchschnitt. In 

den vergangenen Jahren 
Wurden alle Auszubildenden 
ln das Unternehmen über- 
nommen. Kauder erinnerte 
daran, dass auch für Schüle- 
rinnen und Schüler mit ge- 
ringerer Qualifikation aus- 

pichend Ausbildungsplätze 
zur Verfügung gestellt wer- 
den müssten und appellierte 
an die Unternehmen, Ar- 
beitsplätze auch im Nied- 
riglohnbereich zu schaffen. 

Die „Delegation" der Bundestagsfraktion besichtigt unter sachkundiger Führung das Werk. 

Derzeit gibt es noch 
315.000 nicht vermittelte 
Bewerber für einen Ausbil- 
dungsplatz. Auch wenn die 
wirtschaftliche Entwicklung 

Anlass zu vorsichtigem Op- 
timismus gebe, bleibe die 

Lage auf dem Ausbildungs- 
markt weiterhin sehr kri- 
tisch, sagte Kauder. „Unser 
Ziel ist es, dass jeder ver- 
mittlungswillige Bewerber 
auch einen Ausbildungs- 
platz erhält", ergänzte der 
wirtschaftspolitische Spre- 
cher der Unionsfraktion, 
Laurenz Meyer. „Um die Ju- 

gendlichen auf eine Ausbil- 

dung und die Arbeitswelt 
gezielt vorzubereiten, müs- 
sen Bund, Länder und Wirt- 
schaft gemeinsam an einem 
Strang ziehen und alle Qua- 

lifikationspotenziale nut- 
zen", unterstrich die stell- 
vertretende Fraktionsvor- 
sitzende Katherina Reiche. 
Im Rahmen der bundeswei- 

ten Aktion werden die Ab- 
geordneten der CDU/ CSU- 
Fraktion die Sommerpause 
nutzen, um sich in ihren 
Wahlkreisen bei den Unter- 
nehmen über die örtliche 
Situation des Ausbildungs- 
marktes zu informieren und 
um für mehr betriebliche 
Ausbildungsplätze zu wer- 
ben. 

Aktuelle Informationen 
der Bundestagsfraktion 
zu den Reformvorhaben 
der Union auf 
www.cducsu.de: 

Eckpunkte zu einer 
Gesundheits- Reform 
2006, PDF (55 S.) 

Eckpunkte zur Unter- 
nehmen- Steuerreform, 
PDF(3S.) 

Materialien zur Födera- 
lismusreform (Reden, 
Gesetzentwürfe, Be- 
schlüsse etc.), PDF 

It 
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Die Union handelt - wir kommen voran 

Ronald  Pofalla 

Brief an die Kreis- und Ortsvorsitzenden 
der CDU Deutschlands 

Generalsekretär Ronald Pofalla 

Sehr geehrte Damen 
und Herren, 
liebe Freunde, 

„Das Fest ist vorbei. Deutsch- 
land hat sich verändert." - so 
titelte gestern die Frank- 
furter Allgemeine Zeitung. 
Deutschland hat sich selbst 
und das Ausland mit einer 
Begeisterungswelle, einem 
selbstverständlichen und ei- 
ner unglaublich herzlichen 
Gastfreundschaft überrascht. Die unver- 
krampfte Identifikation der Deutschen mit 
unserer Fahne und unserer Nationalhymne 
sowie die breite Unterstützung unserer 

Mannschaft durch alle Teile unserer Gesell- 
schaft haben mich besonders bewegt. 
Mit dem Ende der Fußball-WM steht die 
Sommerpause vor der Tür. Anlass für einen 
kurzen Rück- und Ausblick. Das erste Halb- 
jahr war davon geprägt, auf Regierungsseite 
dicke Reform-Bretter zu bohren und auf Par- 
teiseite die Erneuerung und Modernisierung 
des Grundsatzprogramms anzuschieben. 

Das neue CDU-Grundsatzprogramm, wel- 

ches wir auf dem Bundesparteitag Ende 
2007 beschließen werden, bietet die große 
Chance, noch deutlicher zu machen, wofür 
die CDU Deutschlands steht und was sie von 

allen anderen Parteien unterscheidet. Es 
geht um Grundsätze für Deutschland. Die 
CDU ist die einzige Volkspartei der Mitte, 
die auf der Grundlage des christlichen Men- 

schenbildes und unverrückbarer Werte Poli- 

tik für eine gute Zukunft 
Deutschlands gestaltet. Die- 
ser Anspruch besteht im 21. 
Jahrhundert fort. Und diesen 
Anspruch gilt es mit neuen 
Antworten auf neue Fragen 
zu untermauern. 

Die Grundsatzprogramm- 
Kommission arbeitet nun- 
mehr seit einem viertel Jahr 
unter meinem Vorsitz. Als 
stellvertretende Vorsitzende 

wurden vom Bundesvorstand unsere stell- 
vertretende Parteivorsitzende und Bundes- 
ministerin Dr. Annette Schavan sowie die Mi- 
nisterpräsidenten Dieter Althaus und Peter 
Müller berufen. Die Arbeit ist geprägt von 

großem Engagement der Kommissionsmit- 
glieder und einem sehr konstruktiven Geist. 
Dabei war der Kommission gleich zu Beginn 
das Selbstverständnis unserer Partei von be- 
sonderer Bedeutung: Unsere Grundwerte 
Freiheit, Solidarität und Gerechtigkeit blei- 
ben unsere Grundwerte-Trias; das christliche 
Menschenbild unsere Richtschnur! Das ist 
das einstimmige Ergebnis einer ersten Klau- 
surtagung der Grundsatzprogramm-Kom- 
mission. 

Um der Partei die Möglichkeit zu bieten - 
parallel zu der Kommission und im Austausch 
mit der Kommission - sich den Zukunftsfra- 
gen unserer Gesellschaft zu widmen, haben 
wir „Leitfragen" erarbeitet und verabschie- 
det. Sie wurden inzwischen über 30.000 Mal 
von der Partei, aber auch von interessierten 
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Bürgern und gesellschaftlichen Gruppen, ab- 
gerufen. In den Kreisverbänden wurden Be- 
auftragte für die Grundsatzprogrammarbeit 
benannt. Sie stellen unsere Botschafter in die 
Kreis- und Ortsverbände dar. 

Alle Kreisvorsitzenden und Grundsatzpro- 
gramm-Beauftragten habe ich für den 21. 
August 2006 zu einer Konferenz zur Grund- 
satzprogramm-Arbeit nach Berlin eingela- 
den. Ich freue mich auf den Austausch und 
auf die Gelegenheit, die bisherigen Arbeit- 
sergebnisse der Kommission und die Pla- 
nung für die Zeit bis zum Bundesparteitag 
Ende 2007 vorstellen und diskutieren zu 
können. Am 22. August 2006 werden wir bei 
einem Grundsatzprogramm-Kongress in 
Berlin unter dem Motto „Grundsätze für 
Deutschland" auch mit externen Experten 
über unsere Leitfragen sprechen. Ich lade Sie 

herzlich ein, sich an dieser Diskussion über 
die Zukunft unseres Landes zu beteiligen! 

Die CDU setzt bei der Begleitung und Unter- 
stützung der Regierungsarbeit eigene Ak- 
zente. Deshalb habe ich gestern gemeinsam 
mit unserer stellvertretenden Bundesvorsit- 
zenden und Bundesministerin für Bildung 
und Forschung Dr. Annette Schavan die Ak- 
tion „Jobstarter" ins Leben gerufen, bei der 

wir bundesweit für mehr Ausbildungsplätze 
Werben. Denn für die CDU gilt: Jede junge 
Erau und jeder junge Mann muss die Chance 
haben, eine qualifizierte Ausbildung zu er- 

halten. Lassen Sie uns gemeinsam die Som- 
mermonate nutzen, um für mehr Zukunfts- 
chancen junger Menschen zu arbeiten! 

Die Regierungsarbeit orientiert sich am Ko- 
aÜtionsvertrag. Die gemeinsam abgesteck- 
ten Ziele sind wichtig für unser Land. Vor 

der Sommerpause hat die Bundesregierung 
hierzu weitere wichtige Beschlüsse gefasst. 

Die Eckpunkte der Gesundheits-, Unterneh- 
mens- und Erbschaftssteuerreform sind ver- 
abschiedet. Für die CDU stand die Reform 
der Sozialen Sicherungssysteme und insbe- 
sondere der Krankenversicherung schon lan- 
ge auf der Tagesordnung. Für uns ist dabei 
klar, dass der Grundsatz gilt: Jeder muss 
auch in Zukunft unabhängig von seinem 
Geldbeutel die medizinische Versorgung er- 
halten, die er benötigt. 

Wir wissen aus vielen Bereichen, die ehe- 
mals stark reglementiert waren, wie z.B. 

dem Telekommunikationsmarkt, dass Wett- 
bewerb vor allem den Kunden zu Gute 
kommt. Unser Leitbild ist der mündige Ver- 
sicherte, der für sich die passende Gesund- 
heitsversorgung in einem wettbewerbsori- 
entierten und effizienten System auswählen 
kann. 

Wir haben mit unserem Koalitionspartner 

nach langen Verhandlungen einen Durch- 
bruch in eine neue Gesundheitsfinanzie- 

rung erreicht: 
• Uns ist der Einstieg in die Abkoppelung 

der Gesundheitskosten von den Arbeits- 
kosten gelungen - eine entscheidende 
Voraussetzung, damit die Unternehmen 
in unserem Land wieder neue Arbeitsplät- 
ze schaffen können. 

• Mit dem Einstieg in die Finanzierung der 
Krankenversicherung für Kinder durch 
die Allgemeinheit ist das System auch fa- 
miliengerechter geworden. Das werden 

wir ohne Steuererhöhungen schaffen. 
• Mit der Schaffung des Gesundheitsfonds 

ist uns eine echte Strukturreform gelun- 
gen, die für mehr Transparenz und Wett- 
bewerb im Gesundheitswesen sorgen 

wird. 
• Die private Krankenversicherung bleibt 

als Vollversicherung erhalten. 
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Die Große Koalition hat 
noch vor der Sommerpau- 
se zentrale politische Re- 
formprojekte auf den Weg 
gebracht: Konkret zu nen- 
nen sind die Föderalismus- 

und die Gesundheitsre- 
form sowie Eckpunkte für 
die Unternehmen- und 
Erbschaftsteuer. 

Informationskampagne 

(Die Union handelt- 
wir kommen voran" 
Diese Ergebnisse unter- 

mauern nicht nur den Re- 
formwillen der Union, son- 
dern sie sind ein Beleg für 
unsere Handlungsfähig- 
keit. Die Handschrift der 
Union ist in den erzielten 
Kompromissen klar er- 
kennbar. Damit die breit in 
die Bevölkerung hinein ge- 

tragen werden können, hat 
die Bundesgeschäftsstelle 

ein umfangreiches Kampa- 
gnenpaket für  die  Arbeit 

der Verbände vor Ort zu- 
sammengestellt. 

Das Paket enthält 
Argumentationspapiere, 
Flugblätter zu jedem 

Reformkomplex, 
eine Musterrede und 
ein Set von Muster- 
anzeigen. 

Die Materialien fin- 
den Sie im CDU-Mit- 
gliedernetz unter 
www.cdunet.de. 

Diese Kernanliegen der CDU haben wir 
durchgesetzt. 

Für die Zukunft des Standortes Deutschland 
ist unsere internationale Wettbewerbsfäh- 
igkeit und insbesondere die des Mittelstan- 
des von herausragender Bedeutung. Die 
nun von den Koalitionspartnern vereinbar- 
ten Eckpunkte für eine Unternehmenssteu- 
er-reform sind in vielen Punkten reine CDU- 
Programmatik (Erbschaftssteuerreform bei 
Betriebsnachfolge ohne Arbeitsplatzüber- 
prüfungsklausel, Abgeltungssteuer, weitge- 

hend rechtsformneutrale Besteuerung etc.) 
und somit ein großer Fortschritt. 

Darüber hinaus ist unserer CDU/CSU-Bun- 

destagsfraktion gemeinsam mit unseren 
Ministerpräsidenten und Landesregierun- 
gen sowie mit der Bundesregierung ein 

Quantensprung bei  der Entflechtung der 

Beziehungen zwischen Bund und Ländern 
gelungen. Die Föderalismusreform stellt die 
bedeutendste Staatsreform seit der Grün- 
dung der Bundesrepublik Deutschland dar. 
Endlich bekommen wir eine klare Aufgaben- 

trennung von Bund und Ländern. Uns ist es 
wichtig, dass die Entscheidungsprozesse in 
der Politik für die Bürgerinnen und Bürger 
transparenter werden. Die Föderalismusre- 
form sorgt dafür, dass wieder klar wird, wer 
in unserem Land für welche politischen Ent- 
scheidungen die Verantwortung trägt. Da- 
mit befördern wir, dass die Menschen wie- 

der mehr Vertrauen in die Politik fassen 
können. 

In Regierungsverantwortung müssen auch 

unangenehme Dinge angepackt werden. 
Keiner von uns hat das Allgemeine Gleich- 
behandlungsgesetz gewollt. Wir alle halten 
die entsprechenden EU-Richtlinien für über- 
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flüssig. Dennoch mussten wir sie umsetzen. 
Das hat einigen Wirbel verursacht. Doch in 
der Schlussrunde ist es gelungen, wesentli- 
che Verbesserungen gegenüber dem Ent- 
wurf durchzusetzen. Das beschlossene Pa- 
ket entspricht nunmehr den gemeinsamen 
Erwartungen der unionsgeführten Bundes- 
länder. 

Die Profilierung der CDU in der Großen Ko- 
alition ist unser Interesse - ein permanentes 
Hick-Hack mit dem Koalitionspartner nicht. 
Die unionsgeführte Bundesregierung arbei- 
tet die von Union und SPD beschlossenen 
und im Koalitionsvertrag niedergelegten 
Ziele Punkt für Punkt ab. Die Richtschnur 
der CDU ist unverändert: Wir unterstützen 
das, was Deutschland voran bringt. 

Vor der nächsten Europa- und Bundestags- 
wahl, aber auch vor den bis dahin anstehen- 
den Landtagswahlen, wird vor allem ent- 
scheidend sein, ob es der unionsgeführten 
Bundesregierung gelingt: 
* die   größte   soziale   Ungerechtigkeit   in 

Deutschland, die Massenarbeitslosigkeit, 
abzubauen, 

• mehr Wachstum als Voraussetzung für 
Wohlstand zu befördern, 
mit Blick auf kommende   Generationen 
den Haushalt zu sanieren und 
den Menschen durch zukunftsfeste sozia- 
le Sicherungssysteme mehr Sicherheit für 

sich und ihre Familien zu bieten. 

Der erste Zwischenstand stimmt optimis- 
tisch: Erstmals seit dem Jahr 2001 steigt die 
Zahl der Sozialversicherungspflichtigen Ar- 

beitsplätze wieder an. Die Zahl der Arbeits- 
losen ist deutlich gesunken - so stark wie 
n'e seit der Deutschen Einheit. Das Wirt- 
Schaftswachstum in diesem Jahr wird mehr 
als doppelt so hoch wie im vergangenen 

Jahr sein. Das wirtschaftliche Klima ent- 
wickelt sich auch mit Blick auf das kom- 
mende Jahr erfreulich. 

Das zeigt: Wir sind auf dem richtigen Weg. 
Deutschland kommt voran. 

Es wurde viel getan und es liegt noch viel 
vor uns. Für die Große Koalition heißt es, 
unmittelbar nach der parlamentarischen 
Sommerpause weitere Verbesserungen auf 
dem Arbeitsmarkt und den Haushalt 2007 
anzupacken und sich auf die EU-Ratspräsi- 
dentschaft Deutschlands vorzubereiten. Für 
die Partei stehen die weitere Arbeit am 
Grundsatzprogramm sowie wichtige Land- 
tagswahlen auf der Tagesordnung. Es gilt, 
endlich in Berlin und Mecklenburg-Vorpom- 
mern den rot-roten Regierungen ein Ende 
zu setzen! 

Ich freue mich auf diese Wahlkämpfe und 
rufe alle auf, Friedbert Pflüger in Berlin und 
Jürgen Seidel in Mecklenburg-Vorpommern 

zu unterstützen. 

Ich freue mich ebenso, dass nach sieben Jah- 
ren Rot-Grün die Bundesregierung von ei- 
ner Kanzlerin der CDU geführt wird. Lassen 
Sie uns alle mithelfen, dass diese Arbeit für 
unser Land erfolgreich wird. 

Deutschland freut sich über einen guten 
Sommer. Ich wünsche Ihnen und Ihren Fa- 
milien sonnige und erholsame Ferientage. 

Mit herzlichen Grüßen 

-K 
Ronald Pofalla, MdB 
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Grundsatzprogramm-Diskussion 

Annette Schavan 

Wofür steht die CDU? 
Die Frage, wofür unsere 
Partei steht, wird uns auch 
in den kommenden Jahren 
begleiten. Deshalb ist es 
richtig, dass wir den Weg 
zu einem neuen Grundsatz- 

programm der CDU gehen. 
Die Frage der Unterschei- 
dung politischer Program- 
matik beider Regierungs- 
parteien erschließt sich 

nicht allein aus dem politi- 
schen Alltag. 

Das war noch nie so. 
Fragen nach unserem poli- 
tischen Selbstverständnis, 
nach unseren Grundsätzen 
und einer überzeugenden 
Programmatik müssen lang- 
fristig angelegt sein. Das ist 
die Rolle eines Grundsatz- 
programms. Es muss Konti- 
nuität und Weiterentwick- 
lung unserer politischen 

Programmatik zeigen. 
Ein wesentlicher Grün- 

dungsimpuls der CDU war 
der Wunsch nach der Inte- 
gration wertkonservativer, 

liberaler und christlich-so- 
zialerTraditionen. Nie waren 

wir nur auf eine bestimmte 
gesellschaftliche Gruppe fi- 

xiert. Die CDU hat damals 
die Kraft zu einer ungewöhn- 
lichen Integration gehabt: 

Wir sind nicht die Partei der 
Arbeitgeber oder Arbeitneh- 

mer; wir sehen beide in ge- 

Annette Schavan, stellvertretende Vorsit- 
zende der CDU Deutschlands 

meinsamer Verantwortung 

und sprechen beide an. Wir 
sind weder eine katholische 
noch eine evangelische Par- 
tei; wir haben die Zusam- 
menarbeit der Konfessionen 
und damit das Ökumenische 
stark befördert. Wir richten 
uns nicht an bestimmte Klas- 
sen; wir erheben den An- 

spruch, für alle Menschen 
Politik zu gestalten. Integra- 
tionsprozesse sind auch heu- 

te wieder notwendig: • In- 
tegration zwischen Men- 
schen aus unterschiedlichen 
Nationen, Kulturen und Reli- 
gionen, die in unserem Land 

leben. * Die Integration de- 
rer, die drohen, Modernisie- 
rungsverlierer zu werden, 

durch deren Teilhabe an gut- 
er Bildung und Ausbildung. 
• Integrative Prozesse in 
der Europäischen Union, die 

über ökonomische Prozesse 

deutlich machen, was die 
kulturelle Substanz Europas 
ausmacht. 

Diese Bundesregierung 
hat mit der Einrichtung des 
Amtes einer Staatsministe- 
rin für Integration im Kanz- 
leramt ein wichtiges Signal 
gesetzt. Der Integrations- 
gipfel am 14. Juli 2006 war 
der Auftakt zu einer konse- 
quenten Integrationspolitik 
für unser Land. Unser 
Grundsatzprogramm muss 

deutlich machen, dass wir 
heute wie damals die Partei 
sind, die am ehesten die 
Kraft zur Integration hat. 

Die CDU hat sich vor 
über 60 Jahren entschieden, 
das „C" in den Parteinamen 
aufzunehmen. Das ist Aus- 

druck einer Leitidee, die uns 
seither prägt. Aus der Tradi- 
tion des Christentums er- 
wächst die besondere Stel- 
lung des einzelnen Men- 
schen, die Überzeugung von 

der Unantastbarkeit der 
Würde eines Jeden, der Im- 

puls für Subsidiarität und fö- 
deralem Staatsaufbau, der 
Vorrang der kleinen Einheit 

vor der großen Einheit und 
nicht zuletzt der Mut zu 
Freiheit und Verantwor- 
tung. Alle Reformdebatten 

heute zeigen, dass wir eine 
neue Balance im Verhältnis 
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zwischen Bürger und Staat 
brauchen. Ein Staat, der sich 
selbst durch Schaffung von 
immer mehr Rechtsansprü- 
chen überfordert, kann dau- 
erhaft kein zuverlässiger 
Partner der Bürgerinnen und 
Bürger sein. Oswald von 
Nell-Breuning, ein Klassiker 
der katholischen Sozialleh- 
re, hat schon vor vielen Jah- 
ren festgestellt: „Hilfe, die 
den Menschen in Stand 
setzt oder es ihm erleichtert, 
sich selbst zu helfen, oder 
die seine Selbsthilfe erfolg- 
reicher macht, ist echte Hil- 
fe; noch so wohl gemeinte 
Maßnahmen, die den Men- 
schen an der Selbsthilfe hin- 
dern, ihn davon abhalten 

oder den Erfolg seiner Selbst- 
hilfe beeinträchtigen oder 
gar sie ihm verleiden, sind in 

Wahrheit keine Hilfe, son- 
dern das Gegenteil davon, 
sie schädigen den Men- 
schen." Das mag in unseren 
Ohren ungewohnt klingen. 
Dennoch ist es richtig. Wir 
setzen nicht auf immer mehr 

Rechtsansprüche und den 
Zentralismus staatlichen 

Handelns. Wir setzen auf die 
freie Entfaltung der Person, 
auf die Achtung und Wah- 
rung seiner Würde und auf 
die Fähigkeit zur Verantwor- 

tung von Personen. 
Als wir 1994 unser letztes 

Grundsatzprogramm veröf- 
fentlichten, galt noch der 
Andruck, Religionen - also 

auch das Christentum - sei- 
en auf dem Rückzug. Vieles 
klang damals eher techno- 
kratisch. Heute ist das an- 
ders. Viele sprechen von ei- 
ner Wiederkehr der Religion. 
Die Frage nach einem tra- 
genden Fundament für das 
Leben der Einzelnen wie für 

politisches Handeln werden 
wieder mit Nachdruck ge- 
stellt. Technokraten über- 
zeugen nicht wirklich. Die 
Frage nach dem Sinn des Le- 
bens, nach den religiösen 
Wurzeln der Kulturen und 
der Wirkung des Christen- 
tums für den Zusammenhalt 
unserer Gesellschaft werden 
wieder stärker anerkannt. 
An damit verbundenen De- 

batten über die Zukunft un- 
serer Gesellschaft sollten wir 
uns beteiligen. Das gilt nicht 
zuletzt für den internationa- 
len Dialog. Wir stehen mit 
unserem Verständnis von 
Politik und Religion für eine 
aufgeklärte Position. Aus 
dem Christentum lässt sich 
kein politisches Programm 
ableiten. Wir stehen für die 
Unterscheidung von Staat 

und Kirche. Wir wissen zu- 
gleich, dass aus dem „C" ein 

Kompass erwächst, manch- 
mal auch ein Stachel, der zu 

mehr Selbstkritik auffordert. 
Vor allem aber ist der Bezug 
auf das Christentum Grund- 
lage unserer Überzeugung, 
wonach allem politischen 
Handeln   die   unantastbare 

Würde des Menschen vorge- 
lagert ist. Deshalb sind wir 
übrigens auch davon über- 
zeugt, dass zu einem eu- 
ropäischen Verfassungsver- 
trag eine Präambel gehört, in 
der die Verantwortung vor 
Gott und dem Menschen 
steht. Das ist Teil der eu- 
ropäischen Tradition, die wir 
im 21. Jahrhundert nicht ver- 
gessen sollten. 

Schließlich muss ein neu- 
es Grundsatzprogramm auch 

die Kraft zur Wiedergewin- 
nung des Politischen in dem 
Sinne deutlich machen, dass 
wir unseren politischen Auf- 
trag nicht darin sehen, nur 

bestimmte gesellschaftliche 
Gruppen bedienen zu wol- 
len. Eine neue Balance zwi- 
schen Bürger und Staat muss 
sich ausrichten am „Gewis- 
sen für das Ganze" (Eduard 
Spranger). Der Staat darf 
nicht zur Geldverteilmaschi- 
ne verkommen. Damit ist 
letztlich immer mehr Bevor- 
mundung verbunden. Er 
muss Kräfte in einer Gesell- 
schaft stärken, die gestalten 

können und wollen, die sich 
um das Gemeinwohl küm- 
mern und gesellschaftliche 
Entwicklung voranziehen. 

Das bedeutet nicht einfach 
„weniger Staat", gleichwohl 

aber eine Konzentration auf 
die staatlichen Aufgaben, 
die über kleinere Einheiten 
in der aktiven Bürgergesell- 
schaft  nicht  geleistet wer- 

19|06 



Medienpolitik 

den können. Nur wenn wir 
uns darauf konzentrieren, 
werden wir verlässliche Part- 
ner der Bürgerinnen und 

Bürger sein. 
Die CDU ist nicht zuletzt 

als Antwort auf die verhee- 
rende Wirkung des Natio- 
nalsozialismus und des da- 
mit verbundenen totalitären 
Verständnisses des damali- 
gen Staates gegründet wor- 
den. Die meisten Gründer 
der CDU waren im Wider- 
stand tätig und an Leib und 
Leben bedroht. Sie haben 
deshalb von Anfang an vor 

staatlicher Überheblichkeit 
und Bevormundung ge- 
warnt. Sie wussten um die 
Bedeutung der Wahrung der 
Freiheit und haben sich für 
einen Staatsaufbau einge- 
setzt, der Garant für eine 
freiheitlich-demokratische 

Ordnung ist. Dem ent- 
spricht die föderale Ord- 
nung am ehesten. 

Die CDU ist die Partei der 
Deutschen Einheit und der 
europäischen Einigung - 

auch und gerade deshalb, 
weil wir uns vor purer tech- 

nokratischer  Politik  immer 

bewahrt haben. Politisches 
Handeln der CDU muss ge- 
prägt sein von Grundsätzen 
und muss die Kraft zur Ori- 
entierung haben. Das wird 
unsere Aufgabe in den 
nächsten Monaten sein: Ein 
Programm zu schreiben, das 
den Gründungsimpuls auf- 
greift, neue Aufgaben und 
Herausforderungen der Poli- 

tik beschreibt, Kontinuität in 
unserem politischen Selbst- 
verständnis deutlich macht 
und neue Antworten auf 
neue Fragen und Entwick- 
lungen gibt. 

Günther H. Oettinger 

Herausforderung Digitalisierung 
Die technologischen Ver- 
änderungen in der Medien- 
landschaft setzen ständig 
neue Maßstäbe. Vor allem 

die rasant fortschreitende 
Digitalisierung stellt die 
Medienbranche, die Nut- 
zer, aber auch die Medien- 
politik vor immer neue und 
große Herausforderungen. 

Für die Medienpolitik der 
CDU Deutschlands muss da- 

her umso mehr gelten, die 
enorme Vielfalt und Qualität 
der deutschen Medienland- 

schaft trotz des sich wan- 
delnden technologischen 
Umfeldes auch in Zukunft zu 

sichern. 

Deswegen ist es wichtig, 
die Rahmenbedingungen für 
den Innovations- und Wachs- 

tumsmarkt Medienbranche 
so zu gestalten, dass sich die 

Branche optimal entfalten 
kann - bei einem Minimum 
an Regulierung. Neue, inno- 
vative technische Entwick- 

lungen und Geschäftsmo- 
delle, die sich gerade durch 
die Digitalisierung ergeben, 
sollen nicht durch eine über- 

regulierte Medienordnung 
verhindert werden. Neue 
Modelle können auch den 
Wettbewerb stärken und ei- 
nen Beitrag zur Meinungs- 

vielfalt leisten. Mehr Markt 

bietet stets auch mehr Chan- 

cen für vielfältige wirtschaft- 
liche Betätigungen. 

Dies gilt es auch mit 
Blick auf die aktuellen Ent- 
wicklungen im Bereich des 
exklusiven Rechteeinkaufs 
von Content zu beachten: 
Denn mit dem Erwerb der 
Bundesliga-Fernseh rechte 

durch „Arena", einer 100- 
prozentigen Tochtergesell- 
schaft des Kabelnetzbetrei- 
bers Unity Media, und der 
Bundesliga-Internetrechte 

durch die Telekom wurde ei- 
ne medienpolitische Wende 
eingeleitet. Unternehmen, 

welche   sich   bisher   aus- 
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schließlich auf die techni- 
sche Weiterleitung des Pro- 
gramms konzentrierten, bie- 
ten nun selbst Inhalte an. 

Trotz zahlreicher Beden- 
ken - gerade von privaten 
Rundfunkanbietern - wegen 
dieser bisher einmaligen 
Konstellation sollte den In- 
frastrukturanbietern der 
Zugang zum Contentmarkt 
nicht erschwert werden. Es 
ist jedoch sicherzustellen, 
dass den anderen Programm- 

anbietern ein diskriminie- 
rungsfreier Zugang zum 

Endkunden erhalten bleibt. 
Dies gilt sowohl für den Zu- 
gang selbst, als auch für die 
Modalitäten wie z.B. die 
Höhe der Entgelte. Es ist 
nicht auszuschließen, dass 
die Länder in dieser Frage 
auf zukünftige Entwicklun- 
gen mit gesetzlichen bzw. 
staatsvertraglichen Maß- 
nahmen reagieren müssen. 

Neben solch neuartigen 
Entwicklungen, die die Digi- 
talisierung überhaupt erst 
ermöglichte, kann durch 
den technologischen Fort- 
schritt aber auch das tradi- 
tionelle Gefüge im dua- 
'en Rundfunksystem ins Un- 
gieichgewicht geraten. Me- 
dienpolitik muss daher 
ebenso dafür sorgen, dass 
zwischen privatem und öf- 

fentlich-rechtlichem Rund- 
funk auch in Zukunft ein fai- 
rer Wettbewerb stattfinden 
kann.  Denn  beide  Säulen 

Günther H. Oettinger, Ministerpräsident 
von Baden-Württemberg 

des dualen Rundfunksys- 
tems sind als integraler Be- 
standteil unseres demokra- 
tischen, gesellschaftlichen 
und kulturellen Lebens un- 
verzichtbar. 

Dabei wird es für den öf- 

fentlich-rechtlichen Rund- 
funk gerade im sich ver- 
schärfenden Wettbewerb 
des digitalen Zeitalters im- 
mer wichtiger, sich als ob- 
jektiver und glaubwürdiger 
Informationsanker zu prä- 
sentieren. Die Erfüllung des 
Grund versorgungsauft ra- 
ges mit Information, Bil- 
dung, Unterhaltung und 
Kultur muss für die Pro- 
gramme von ARD und ZDF 
absolute Priorität haben. Es 

gilt, sich wieder verstärkt 

auf Qualität und nicht auf 
die Quote zu konzentrieren. 

Diese Unterscheidbarkeit 
zu den privaten Sendern ist 
schließlich ein Legitimati- 
onsgrund für den öffentlich- 
rechtlichen Rundfunk. ARD 
und ZDF müssen außerdem 

technisch und finanziell in 
die Lage versetzt werden, 
ihren spezifischen Funkti- 
onsauftrag zu erfüllen. Dies 
darf nicht zu einem aufge- 
blähten Programm und ei- 
ner übermäßigen finanziel- 
len Belastung des Ge- 
bührenzahlers führen. Die 
Präsenz auf allen Verbrei- 
tungsplattformen beispiels- 
weise darf auf keinen Fall 

reiner Selbstzweck sein. 
Selbstverständlich kann der 
öffentlich-rechtliche Rund- 
funk schon aus verfassungs- 
rechtlichen Gründen nicht 
von vornherein von der Teil- 
habe an neuen, bzw. digi- 
talen Verbreitungstechno- 
logien ausgeschlossen wer- 
den. Allerdings gibt es noch 
Diskussionsbedarf bei der 
Frage, welche Aktivitäten 
dem Funktionsauftrag der 
Anstalten entsprechen. 

Nicht jeder technisch 
realisierbare Weg, die Zu- 
schauer zu erreichen, muss 
auch vom öffentlich-rechtli- 
chen Rundfunk genutzt wer- 
den. Die Entwicklung neuer 
Programme beispielsweise 
für Handy-TV wird es jeden- 
falls nur dann geben, wenn 
diese im Austausch gegen 
bisherige Programme über- 
tragen werden. Die öffent- 
lich-rechtlichen Anstalten 
wären insoweit gut beraten, 
bereits frühzeitig konkrete 
Konzepte für die digitale Zu- 
kunft vorzulegen. 
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Jl Durchmarsch ins Rote Rathaus" 
Mit den Worten: „Ich 

bin hier nicht auf der 
Durchreise, ich bin 
auf dem Durch- 
marsch ins Rote Rat- 
haus" bekräftigte 
Friedbert Pflüger auf 
einem Landespartei- 
tag der Berliner CDU 
sein Engagement für 

die deutsche Haupt- 
stadt. Bis zur Wahl 
am 17. September Friedben 
werde er sich „zer- 
reißen und alles tun", was 
er könne, um die Stadt wie- 
der in die „Weltklasse" zu 
führen, erklärte der Spit- 
zenkandidat zur Berliner 
Abgeordnetenhauswahl. 

Pflüger forderte in seiner 
Rede „null Toleranz gegenü- 
ber Kriminellen und mehr 
Polizei auf der Straße!" Er 
wolle sich für mehr Studien- 
plätze in Berlin einsetzen, 

denn das sei eine Investition 
in die Zukunft. Außerdem 
kündigte er die Einführung 
eines Seniorenbeauftragten 
an. Der Staatssekretär im 
Verteidigungsministerium 

forderte zudem, dass der 
Berliner Mittelstand vom 
Großflughafen BBI profitie- 
ren müsse, machte jedoch 
gleichzeitig klar, dass es „ein 

katastrophaler Fehler", wäre, 
„den   City-Flughafen   Tem- 

Berlin kann mehr. 
Pflüger 

pelhof zu schließen. Er muss 
für Geschäftsflieger offen 
bleiben und eine Luftbrücke 
der Ideen werden." so Pflü- 

ger. 
Als oberstes Ziel für eine 

CDU-geführte Regierung in 
Berlin nannte Friedbert Pflü- 
gereine Unterrichtsgarantie 

für Berlin: „ Unsere Priorität 
Nr. list: Wir wollen mehrfür 
Schule tun als Rot-Rot. Vor 
allem wollen wir keine Ein- 
heitsschule, sondern Vielfalt 

und die Zahl der Schüler in 
Privatschulen verdoppeln." 
Mit Bezug auf den die Fuß- 
ball-Weltmeisterschaft be- 
gleitenden Nationalstolz 

wünschte sich Pflüger, „dass 
wir auch nach der Fuball- 
WM ein unverkrampftes 

Verhältnis zu den nationa- 
len Symbolen haben." Der 
Berliner   Spitzenkandidat 

weiter: „ Ich möchte, 
dass wir unser Land, 
unsere Menschen lie- 

ben. Ohne Liebe zum 
Vaterland lösen wir 
die großen Probleme 
nicht." 

Der rot-roten Lan- 
desregierung warf 
Pflüger vor, sie habe 
Berlin „perspektivlo- 
ser  und  ärmer"  ge- 

Foto:dpa     macht.   Auch   Gast- 
rednerin Bundesbil- 

dungsministerin Annette 

Schavan kritisierte den Ber- 
liner Senat und warf ihm 
vor, ein veraltetes Bildungs- 
system ohne die notwendi- 
ge Wertevermittlung zu ha- 
ben. „Sie bleiben verliebt in 
die Ideen der 70er Jahre des 
20. Jahrhunderts", kritisier- 

te sie. 
Die Berliner CDU verab- 

schiedete auf dem Parteitag 
ihr Wahlprogramm. Schwer- 
punkte des Programms, das 
den Titel „Berlin kann mehr" 
trägt, sind Arbeit, Wirt- 
schaft, Bildung und Sicher- 

heit. 

Das Wahlprogramm 
der CDU Berlin im 
Wortlaut finden Sie 
unter: 
www.cdu-lv-berlin.de 
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Rheinland-Pfalz 

Baldauf neuer Landesvorsitzender 
Mit überwältigender Mehr- 
heit wurde Christian Bal- 
dauf zum neuen Landes- 
vorsitzenden in Rheinland 
Pfalz gewählt. Für Christian 
Baldauf, der auch Vorsit- 

zender der Landtagsfrakti- 
on ist, votierten auf dem 
59. Landesparteitag in Mül- 
heim-Kärlich 93 Prozent 
der Delegierten. 

Als Stellvertreter Bal- 
daufs wurden die Bad Kreuz- 
nacher Bundestagsabgeord- 
nete Julia Klöckner (91,5 %) 
und der Landrat des Kreises 
Trier-Saarburg Günther 
Schartz (89,5 %) gewählt. 
Um die Finanzen kümmert 
sich ab sofort der neue 
Schatzmeister Peter Bleser 

(85,3 %, langjähriger Bun- 
destagsabgeordneter aus 
Cochem). 

„Wenn sich das Wir-Ge- 
fthl nicht wieder einstellt, 
haben wir keine Chance!" 
r'ef Christian Baldauf bei 
seiner Vorstellung in den 

vollbesetzten Saal. „Ich baue 
auf Sie alle nicht als Mitglie- 
der, sondern als Mitstrei- 
ter." in seiner immer wieder 
von Applaus unterbroche- 
nen Rede ließ er keinen 
Zweifel daran, wohin der 
^eg gehen soll: Gemeinsam 
in innerer Eintracht auf das 
Wahljahr 2011  hinarbeiten 
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Der geschäftsführende Landesvorstand: (v. li.): Peter Bleser, Julia Klöckner, Christian 
Baldauf und Landrat Günther Schai cz. Foto: Stefan Sämmer 

und in die Staatskanzlei ein- 
ziehen. „Wir haben nicht nur 

die bessere Politik, wir ha- 
ben auch die besseren Köp- 
fe", so Baldauf. Dabei müss- 
ten alle Kräfte endlich dar- 
auf ausgerichtet werden, 
neue Arbeitsplätze zu schaf- 
fen: „Nicht die Mopsfleder- 
maus, sondern der Mensch 
in Brot und Arbeit hat Prio- 
rität!" Zugleich dürfe sich 
die Bildungspolitik nicht da- 
mit abfinden, dass 800.000 
Schulstunden pro Jahr aus- 

fallen. Unverantwortlich sei 

die maßlose Schuldenpolitik 
von Kurt Beck, die den nach- 
folgenden Generationen je- 
den Spielraum raube. „Der 
schmeißt eine Lokalrunde 
nach der anderen, aber 
wenn es um die Bezahlung 
der Zeche geht, ist er weg." 

Christian Baldauf kün- 
digte an, bei der Parteiaus- 

richtung an der einen oder 

anderen Stellschraube nach- 
zudrehen: „Wir brauchen 

klare Konturen, wir brau- 
chen Ecken und Kanten, wir 
müssen künftig besser er- 
klären, wofür wir stehen!" 
Die Partei dürfe nicht dem 
Zeitgeist hinterher rennen, 
sondern müsse sich wieder 
mehr den Stammwählern 
zuwenden und aufhören, 
auf die Wechselwähler zu 
schielen. 

Herzlich dankte Baldauf 
seinem Vorgänger Chris- 

toph Bohr, der die Partei 
neun Jahre lang geführt hat- 
te, für seinen Einsatz. Die 
Niederlage der CDU sei eine 
gemeinsame Niederlage. 

In seiner Bilanz sah Bohr 
für die Partei „eine ganze 
Reihe guter Gründe, um 
wieder Hoffnung zu schöp- 
fen". 
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Bremen 

60 Jahre CDU Bremen 
„Nur mit einer starken CDU 
in der Regierungsverant- 

wortung wird Bremen auch 
künftig seine Selbststän- 
digkeit sichern können!" 

Mit diesen Worten blick- 
te der CDU-Landeschef und 
Staatsminister im Bundes- 
kanzleramt, Bernd Neu- 
mann, anlässlich der Feier- 
lichkeiten zum 60jährigen 
Bestehen des Landesverban- 

des der CDU Bremen, zu de- 
nen auch der niedersächsi- 
sche Ministerpräsident Chris- 
tian Wulff gekommen war, in 

die Zukunft. „Die CDU Bre- 
men wird auch künftig mit 

ganzer Kraft dazu beitragen, 
dass unser Bundesland für 
seine Bürgerinnen und Bür- 
ger lebensfähig und lebens- 
wert bleibt!" 

Bernd Neumann blickte 
in seiner Rede vor knapp 
900 Gästen auf das schwieri- 
ge Umfeld der Gründung 
des Landesverbandes vor 
genau 60 Jahren zurück und 
erinnerte an die erste Regie- 
rungsbeteilung der CDU in 
der großen Koalition aus 
SPD, CDU und FDP von 

1951-1959. Erstmals seit je- 
ner Zeit wirke die CDU Bre- 
men seit 1995 wieder erfolg- 

reich im Senat mit. 
Bernd Neumann erinner- 

te   in   diesem   Zusammen- 

Bürgermeister Thomas Röwekamp, der niedersächsische Ministerpräsident Christian Wulff 
und CDU-Landeschef Bernd Neumann (v. I. n. r.) 

hang daran, dass der damali- 
ge SPD-Bürgermeister Wil- 

helm Kaisen die Regierungs- 
beteiligung der CDU im Se- 
nat auch mit dem verbesser- 
ten Kontakt zur CDU-Regie- 
rung im Bund begründete. 
„Was damals galt, gilt auch 
heute - insbesondere für 
2007! Das von den Sozialde- 
mokraten angestrebte Bünd- 

nis mit den Grünen birgt ei- 
ne riesige Gefahr für unser 
Bundesland. Wenn Bremen 
im Rahmen der Verhandlun- 
gen über eine Neuordnung 
der Finanzbeziehungen mit 
dem Bund auf Akzeptanz für 
seine Belange stoßen will, 
muss in Bremen auch in den 
kommenden Jahren eine sta- 

bile und verantwortungsbe- 
wusste Politik betrieben 
werden - dies ist nur durch 
eine Große Koalition ge- 
währleistet", betonte Bernd 

Neumann mit Nachdruck. 

Bernd Neumann wört- 
lich: „Jemand wie ich, des- 
sen Lebensalter fast iden- 

tisch ist mit dem der CDU 
und der mittlerweile schon 
44 Jahre Mitglied dieser 
Partei ist, jemand der mehr 
als 27 Jahre als Vorsitzen- 
der diesen Landesverband 
führt, hat als Zeitzeuge 
Höhen und Tiefen miter- 
lebt. Deshalb darf ich sagen: 
Unser 60jähriger Geburts- 
tag fällt in eine Zeit, die die 
erfolgreichste in der gesam- 
ten Geschichte der Bremer 
CDU ist. Durch unsere Re- 

gierungsbeteiligung hat sich 
in entscheidenden Berei- 
chen wie der Wirtschafts-, 
Verkehrs- und Baupolitik, 
der Bildungspolitik wie auch 

im Bereich der Inneren Si- 
cherheit vieles zum Positi- 
ven verändert. Bremens Na- 
me hat wieder einen guten 
Klang!" 
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Grundsatzprogramm-Diskussion 

Die virtuellen Arbeitskreise 

Flexible Mitarbeit am Grundsatzprogramm 
Als erste Partei in Deutschland bietet die 
CDU virtuelle Arbeitskreise im Internet 
an. Damit können Mitglieder zeitlich und 
örtlich unabhängig am Grundsatzpro- 
gramm mitarbeiten. Der Zugang zu den 
virtuellen Arbeitskreisen steht allen Mit- 
gliedern offen. 

Nicht alle Mitglieder haben Zeit, in ihrem 
Kreis- oder Ortsverband am Grundsatzpro- 
gramm mitzuarbeiten. Solch praktische Wi- 
drigkeiten sollten aber nicht verhindern, 
dass sich jedes Mitglied an der Diskussion 
beteiligt. Deshalb hat die CDU als erste Par- 
tei in Deutschland virtuelle Arbeitskreise 
eingerichtet. Unter www.cdunet.de können 
Mitglieder im Mitgliedernetz ihren Beitrag 
2ur Grundsatzprogramm-Diskussion bei- 
steuern - wann sie wollen und von wo aus 
s'e wollen. Das Wichtigste zu den virtuellen 
Arbeitskreisen: 

* Es gibt siebzehn virtuelle Arbeitskreise, 
die sich jeweils mit einem Themenkom- 
plex befassen, der in der Grundsatzpro- 
gramm-Diskussion von Bedeutung ist. 
Dazu zählen beispielsweise die Themen 
..Familie", „Globalisierung" und „Wirt- 
schaft und Arbeit". 

* Jeder Arbeitskreis hat eine eigene Unter- 
seite innerhalb des CDUnets. Diese Sei- 
ten sind über die Hauptnavigation in der 
linken Leiste allen Nutzern zugänglich. 
Auf den Arbeitskreis-Seiten bieten wir 
wichtige Dokumente und Informationen 
zum jeweiligen Thema an. 
Zu jedem Arbeitskreis gehört ein Diskus- 
sionsforum. Die Beiträge dieser Foren 
können alle CDUnet-Nutzer einsehen, 
aber nur Mitglieder des Arbeitskreises 
Können Beiträge verfassen. 
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Die Anmeldung zu einem oder mehreren 
virtuellen Arbeitskreisen ist ganz einfach: 
Im CDUnet die Seite des gewünschten 
Arbeitskreises aufrufen und dort auf den 
Anmelde-Link klicken. 

Die  Foren der virtuellen Arbeitskreise 
werden von Mitarbeitern der CDU-Bundes- 
geschäftsstelle betreut. Wichtige Aussagen, 
Tendenzen und Formulierungen werden do- 
kumentiert  und   zusammengefasst.   Diese 
fließen dann in die Arbeit der Grundsatz- 
programm-Kommission ein. Die Mitarbeiter 

des Konrad-Adenauer-Hauses werden sich 
auch an der Diskussion beteiligen und Zwi- 
schenstände  aus den Arbeitskreisen der 
Kommission in die virtuellen Arbeitskreise 

zurücktragen. 
Im Rahmen der virtuellen Arbeitskreise 

soll künftig auch die Möglichkeit der ge- 
meinsamen Dokumentenbearbeitung ange- 
boten werden. Damit wird die dezentrale 
Arbeit der Arbeitskreis-Teilnehmer an ei- 

nem Text möglich. Die Einführung dieses 
Instruments werden wir rechtzeitig bekannt 
geben. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Spracherwerb ist 
Integrationspflicht 

Erklärung anlässlich des In- 
tegrationsgipfels der Bun- 
desregierung: 

Zwangsverheiratungen 
sind ein Zeichen von Inte- 
grationsverweigerung und 
fördern die Bildung von 
Gegengesellschaften in 
Deutschland. 

Die Union will für 
Zwangsverheiratungen ei- 
nen eigenen Straftatbestand 

schaffen. Damit stärken wir 
die Opfer und bewirken ein 
Unrechtsbewusstsein, da 
Zwangsverheiratung nach 
wie vor noch als traditionel- 
ler Kulturbestandteil wahr- 
genommen wird. 

Wir freuen uns, dass nun 
auch die SPD in ihren Leitli- 
nien zur Integrationspolitik 
einen eigenen Straftatbe- 

stand für Zwangsverheira- 
tungen fordert. 

Unverzichtbare Voraus- 
setzung für einen sinnvollen 

Integrationsweg     ist     der 

Johannes Singhammer 

Nachweis von Deutsch- 
kenntnissen vor der Einrei- 
se. Gerade Frauen, die ihrem 

KLIMKE: RÜCKENWIND DER WM FÜR TOURISMUSMARKETING NUTZEN 

Deutschland hat, so FIFA- 
Präsident Blatter, die bis- 
her beste Fußball-WM al- 
ler Zeiten ausgerichtet. 
Viele Klischees über die 
Deutschen wurden dabei 
über den Haufen gewor- 

fen. Jetzt sollte der Rü- 
ckenwind für eine Image- 
kampagne für das Reise- 
land Deutschland genutzt 
werden. 

Laut einer Umfrage der 
Deutschen ZentralefürTou- 
rismus (DZT) fühlten sich 
mehr als 90% der Besucher 
willkommen, statt erwarte- 
ter einer Million ausländi- 

scher Gäste kamen zwei 
Millionen. Fast die Hälfte 
der Besucher war darüber 

hinaus noch nie zuvor in 
Deutschland. Schon allein 
damit vergrößert sich das 

Jürgen Klimke, MdB 

Potenzial für 
Deutschlandrei- 
sen, da erfah- 
rungsgemäß be- 
reits besuchte Zie- 
le häufiger wieder 

bereist werden. 
Somit wird der 
Deutschlandtou- 
rismus und damit die ge- 
samte, vorallen Dingenaber 
die mittelständische deut- 
sche Wirtschaft nachhaltig 
von der WM profitieren. 

Andererseits ist die 
Kenntnis über Deutschland 
sogar in vielen europäi- 
schen Staaten begrenzt bzw. 

von negativen Vorurteilen 
geprägt. Wenn britische 

Reisebüro-Angestellte in ei- 
ner Befragung des Europäi- 
schen Tourismus Instituts 

Aussagen       dahingehend 

treffen, Deutsch- 
land sei das am 
schlechtesten be- 
worbene Land und 
scheine nicht in- 
teressiert am Tou- 
rismus.zeigensich 

die Defizite. Eine 
Imagekampagne 

der DZT, unterstützt von 
den Auslandsvertretungen 
aberauch mit Hilfeder Wirt- 
schaft sollte die große Auf- 
merksamkeit, die Deutsch- 
land derzeit genießt, für das 
Tourismusmarketing nut- 

zen und das neue, moderne 
Deutschlandbild transpor- 
tieren, das sich seit der WM 
jenseits des Lederhosen tra- 
genden Deutschen etabliert 

hat. Die Initialzündung hier- 
für muss aus dem Bundes- 
tag kommen. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Ehemann nachziehen, lau- 
fen Gefahr, ohne ein Min- 

destmaß an Sprachkenntnis- 
sen in Deutschland ein Le- 
ben in Isolation zu führen. 

Johannes Singhammer 
ist der frauenpolitische Frak- 
tionssprecher. 

Deutsche Personal- 
präsenz erhöhen 

Mit der Einweihung des 
neuen Campus der Verein- 
ten Nationen in Bonn wird 
das stärkere Engagement 
Deutschlands in den Ver- 
einten Nationen unterstri- 
chen. 

Die Rolle der internatio- 
nalen Institutionen in der 
Weltpolitik nimmt kontinu- 
ierlich zu. Doch gerade im 
Bereich der internationalen 
Entwicklungszusammenar- 
beit ist eine große Zersplit- 
terung der Organisationen 
und Instrumente der UN 
festzustellen. Das UN-Sys- 
tem bedarf daher einer or- 

ganisatorischen und inhalt- 
lichen Straffung, um die Ef- 
fizienz der internationalen 

Zusammenarbeit zu er- 
höhen und zu einer klaren 
Arbeitsteilung zu kommen. 

Deutschland kann hierzu ei- 
nen wichtigen Beitrag leis- 
ter», nicht nur als UN-Mit- 
8'ied und Beitragszahler, 
s°ndern als konstruktiver 

'deengeber und Vermittler. 

Christian Ruck 

Einen konstruktiven Bei- 
trag kann aber nur der leis- 
ten, der präsent ist und die 
Strukturen kennt. Die Bun- 
desregierung muss daher 
die deutsche Personalprä- 
senz in den internationalen 
Institutionen erhöhen. Da- 
zu gehört eine konsequen- 

te und langfristige Perso- 
nalstrategie, die Förderung 
von Netzwerken im deut- 
schen Interesse, attraktive 
Rahmenbedingungen für 
deutsche Kandidaten zur 
Aufnahme befristeter Stel- 
lungen und entsprechende 
Ausbildungsmaßnahmen 

Otto Bernhardt 

im Hochschulbereich. 
Christian Ruck  ist der 

entwicklungspolitische Frak- 
tionssprecher. 

Investitionszulagen- 
gesetz 2007 - Aufbau 

Ost geht weiter 

Mit der Zustimmung des 
Bundesrats kann in den 
neuen Ländern die Förde- 

rung mit Investitionszulage 
auch über das Jahr 2006 
fortgesetzt werden. Der 
Deutsche Bundestag hatte 

das Investitionszulagenge- 

LANDESVERBAND BRAUNSCHWEIG 

Auf einem Landespar- 

teitag in Braunschweig 

wurde der Bundestags- 

abgeordnete Jochen- 

Konrad Fromme (links) 

zum neuen Landesvor- 

sitzenden gewählt. Er 

löst damit Heinrich- 

Wilhelm Ronsöhr ab. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Manfred Kolbe 

setz 2007 am 2. Juni 2006 
verabschiedet. Dieses Ge- 
setz ist ein weiteres Bei- 
spiel für die erfolgreiche 

und zuverlässige Finanzpo- 
litik der Großen Koalition. 

Mit dem Investitionszu- 
lagengesetz 2007 wird die 
Investitionszulage für die 
neuen Länder bis 2009 ver- 
längert. Dies war bereits im 
Koalitionsvertrag zwischen 

CDU, CSU und SPD im 
November 2005 vereinbart 
worden. Das Volumen der 
Förderung bleibt mit jährlich 
rd. 600 Mio. € nahezu unver- 
ändert. Hinsichtlich der För- 
dertatbestände wurde das 
Beherbergungsgewerbe an- 

stelle des Leasings aufge- 

nommen. 
Mit der Fortführung der 

Investitionszulage bis 2009 
stoßen wir Investitionen in 

Höhe von knapp 10 Mrd. Eu- 
ro für die nächsten dreiein- 

halb Jahre an. Dies ist eine 
echte Förderung des weite- 

ren Aufbau Ost, senkt die 

Arbeitslosigkeit und begeg- 
net der Abwanderung jun- 

ger Menschen. 
Otto Bernhardt ist der 

finanzpolitische Sprecher 
der Bundestagsfraktion, 

Manfred Kolbe ist der zu- 
ständige Berichterstatter in 
der Arbeitsgruppe Finanzen. 

Eckpunkte der 
Gesundheitsreform 

positiv für Behinderte 

Das Eckpunktepapier zur 

Gesundheitsreform 2006 

enthält viele gute Ansätze, 
die zeigen, dass die Inter- 
essen behinderter Men- 
schen am Verhandlungs- 
tisch mit bedacht werden. 
Damit fließen Anregungen 
von Betroffenenverbän- 
den, die vielfach an die Po- 
litik herangetragen wur- 
den, in den politischen Ge- 

staltungsprozess ein. 
Die Schnittstelle zwi- 

schen der Akutversorgung, 
der Rehabilitation und Pfle- 
ge soll besser geregelt wer- 
den, damit die Patienten ei- 
ne optimale Versorgung er- 
halten, und zukünftig nicht 
mehr durch Unterbrechun- 

gen der Behandlung wert- 
volle Gelder verschwendet 
werden. Beispielsweise soll 

die häusliche Krankenpflege 
zukünftig auch in neuen 
Wohnformen, wie Wohnge- 
meinschaften     behinderter 

Menschen, und in Ausnah- 
mefällen in Heimen erbracht 
werden können, nicht nur in 
Privathaushalten. Das Ent- 
lassungsmanagement von 
Krankenhäusern wird ver- 
bessert, damit die Patienten 
auf eine nahtlose Versor- 
gung zählen können. Der 
Grundsatz „Rehabilitation 
vor und bei Pflege" muss 
durch die Erbringung von ge- 
eigneten Präventions- und 
Reha-Leistungen umgesetzt 

werden. 
Die Patientenbeteiligung 

im Gemeinsamen Bundes- 
ausschuss hat sich bewährt, 
und wird weiterhin beibe- 
halten. Die Einbringung der 
Expertise von betroffenen 

Menschen ist auch im Ge- 
sundheitswesen eine wert- 
volle Bereicherung, auf die 
in Zukunft nicht verzichtet 

werden kann. 
Hubert Hüppe ist der 

Fraktionsbeauftragte für die 
Belange der Menschen mit 

Behinderungen. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Feuerzeug 

Bestell-Nummer:9506 
Preis je 50 Stück: 25,00 € 

inkl. MwSt: 29,00 € 

CDU-ID-Band 

Bestell-Nummer: 

Preis je 20 Stück: 15,00 € 
inkl. MwSt.: 17,40 € 

Bleistift 

Bestell-Nummer: 9( 
Preis je 100 Stück: 13,50 € 

inkl. MwSt: 15,66 € 

Armband „Besser für die Menschen. CDU" 
Das modische Armband aus Silikon zum überstreifen. 

Bestell-Nr.: 9272 
Preis je 50 Stück: 18,00 € 
Preis inkl. MwSt.: 20,88 € 
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UBG 
Postfach 1190 
53348 Rheinbach 
PVSt, DPAG 
Entgelt bezahlt. 

~_y 

CDU Sonnenschirm 
Durchmesser 180 cm 

Bestell-Nummer:0458 
Preis je Stück: 38,00 € 
inkl. MwSt.: 44,08 € 

Fußständer für Sonnenschirme 

Bestell-Nummer:0459 
Preis je Stück: 6,50 € 
inkl. MwSt.: 7,54 € 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
CDU-Kundenbetreuung 

Telefax 05241-8094165 
e-mail: 

cdu-shop@bertelsmann.de 
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